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Austauschseite zur Beschlussvorlage BV/995/2013 „Vergabe nach VOB – 

Bürgerbildungzentrum Puschinkstr. 13, Los 22.3 Pflasterarbeiten für den 

Hauptausschuss 20.06.2013 (Die Änderungen sind farbig gekennzeichnet) 

 

 

 

Sachverhaltsdarstellung: 

 

Das Projekt BBZ wird mit Mitteln der Europäischen Union (EFRE) und aus Städtebauför-

dermitteln aus dem Bund-Länder-Programm Aufbau Ost, Teilprogramm RSI öffentlich 

gefördert. Das Vorhaben ist im Auftrag des Brandenburgischen Landesamtes für Bauen und 

Verkehr durch den Brandenburgischen Landesbetrieb für Liegenschaften und Bauen 

baufachlich geprüft worden. Die förderfähigen Kosten wurden dabei in einer Gesamthöhe 

von 7.075.600 € anerkannt. Davon entfallen 5.962.300 € inkl. Umsatzsteuer auf die 

Kostengruppen 200 bis 600. Dieser Bruttobetrag entspricht einem Nettoauftragswert in Höhe 

von 5.010.336,14 €. Damit übersteigt die voraussichtliche Vergabesumme mit Stand der 

baufachlichen Prüfung den Schwellenwert nach §§ 127 Nr. 1 GWB, 2 Nr. 3 VgV in 

Verbindung mit Art. 2 VO (EG) Nr. 1177/2009 von EUR 4.845.000 € (neu 5.000.000 €). 

Gemäß § 100 Abs. 1 GWB ist daher der vierte Teil des GWB (§§ 97 ff.) anzuwenden und 

somit europaweit auszuschreiben. Nach § 101 Abs. 7 GWB haben öffentliche Auftraggeber 

dabei grundsätzlich das offene Verfahren anzuwenden. 

 

Der Vergabevorschlag betrifft ein Los dieses europaweiten Vergabeverfahrens. 

 

Das wirtschaftlichste Angebot unterbreitete die Firma Märkisch Grün GmbH aus 16230 

Melchow.  

 

Die Auftragssumme beträgt insgesamt 109.486,50 €. Diese entfallen in Höhe von  

70.574,76 € auf die Kita (RSI) und in Höhe von 38.911,74 € auf das BBZ (EFRE). 

 

Es werden keine Nachunternehmer gebunden. 

 

Abschließend wird darauf hingewiesen, dass grundsätzlich alle Vergaben im öffentlichen Teil 

der Ausschüsse und der Stadtverordnetenversammlung behandelt werden. In den 

entsprechenden Beschlussvorlagen werden alle schutzwürdigen Daten von einzelnen 

Personen, wirtschaftliche Verhältnisse betreffende Angaben, Namen und Adressen nicht 

aufgenommen und insofern anonymisiert. 

 

Die Stadtverordneten haben die Möglichkeit, die konkreten Angaben zu den schutzwürdigen 

Daten im Amt für Hochbau und Gebäudewirtschaft einzusehen und zu hinterfragen. Im 

Zweifelsfall besteht auch die Möglichkeit, im Rahmen der Sitzung die Nichtöffentlichkeit 

herzustellen und die Daten den Stadtverordneten zu benennen. 


